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Haushaltsgesetz 2025 

Meran, den 20.01.2025 

 

Sehr geehrte Klientin, sehr geehrter Klient! 

 

Das Haushaltsgesetz für das Jahr 2025 wurde am 31. Dezember 2024 im Staatlichen Amtsblatt 

veröffentlicht und ist am 1. Jänner 2025 in Kraft getreten. Bereits im November haben wir Sie über 

den Entwurf des Haushaltsgesetzes informiert. Da es einige Änderungen und Ergänzungen zum 

Entwurf gegeben hat, haben wir noch einmal die wichtigsten Neuigkeiten des Haushaltsgesetzes für 

das Jahr 2025 zusammengefasst: 

 

Überblick: 

IRPEF-Steuersätze  

Kürzung Steuerabsetzbeträge 

Steuerabsetzbeträge für Wiedergewinnungsarbeiten und energetische Sanierungen 

Aufwertung Baugrundstücke und Beteiligungen  

Verminderung der Körperschaftssteuer 

Industrie 4.0 

Ausgaben für Repräsentation und Reisekosten 

Sachbezug Firmenwagen 

Steuerfreie Sachbezüge  

Ersatzsteuer auf Leistungsprämien  

Beihilfe für Neuanstellungen  

Besteuerung Kryptowährung 

Begünstigte Privatisierung 

Digitale Anschrift für Verwalter 

 

IRPEF-Steuersätze 

Die für 2024 festgelegten Steuersätze von 23%, 35% und 43 %, sowie die Einkommensstufen 

von € 28.000.- und € 50.000.- sollen als ständige Regelung auch für die Folgejahre gelten. Ziel  



 

 
 

 

ist es, eine langfristige Steuerentlastung für mittlere Einkommen zu erzielen.    

Kürzung Steuerabsetzbeträge 

Im Haushaltsgesetz 2025 sind deutliche Einschränkung bei den Steuerabsetzbeträgen für 

Steuerpflichtige mit einem Jahreseinkommen von mehr als € 75.000.- 

vorgesehen. Diese Schwellen stellen Höchstbeträge für Familien mit mindestens 3 Kindern dar 

und müssen daher durch einen Koeffizienten, berechnet auf Grundlage der Anzahl der Kinder, 

wie folgt nach unten korrigiert werden: 

Koeffizient 0,5 für Familien ohne steuerlich zulasten lebende Kinder 

Koeffizient 0,7 für Familien mit einem Kind 

Koeffizient 0,85 für Familien mit zwei Kindern 

Koeffizient 1 für Familien mit drei oder mehr Kindern 

Zusätzlich zu berücksichtigen sind schließlich die bisherigen Einschränkungen für 

Steuerabsetzbeträge bei Einkommen von mehr als € 120.000.-, welche allerdings nur bestimmte 

Sonderausgaben betreffen. 

Ausgenommen von dieser ab 01.01.2025 wirksamen Beschränkung sind alle medizinischen 

Ausgaben sowie die Zinsen aus Hypothekardarlehen für den Ankauf der Hauptwohnung, und 

zwar für Verträge, welche bis zum 31. Dezember 2024 abgeschlossen wurden. 

Diese neue Einschränkung betrifft somit unter anderem auch die Steuerabsetzbeträge für die 

Wiedergewinnungsarbeiten und energetische Sanierungen, welche ab 01.01.2025 durchgeführt 

werden. 

Steuerabsetzbeträge für Wiedergewinnungsarbeiten und energetische Sanierungen 

Der Steuerabsetzbetrag für Wiedergewinnungsarbeiten beträgt derzeit 50% bis zu einem 

Höchstbetrag von € 96.000.- pro Wohneinheit und kann in 10 Jahresraten geltend gemacht 

werden.  

Im Haushaltsgesetz wird für 2025 der Höchstbetrag der begünstigten Ausgaben von jährlich € 

96.000.- pro Wohneinheit bestätigt. Es ändern sich allerdings die Prozentsätze: Bestätigt wird der 

Satz von 50% der Ausgaben, welche vom Eigentümer oder Inhaber eines realen Nutzungsrechtes 

auf ihrer Hauptwohnung durchgeführt werden; in allen anderen Fällen - so bei Zweit- oder zur 

Verfügung stehenden Wohnungen - wird der Steuerabsetzbetrag auf 36% herabgesetzt. Für 2026 

und 2027 wird der Absetzbetrag für die Hauptwohnung auf 36% und für die anderen Wohnungen 

auf 30% vermindert. 

Ähnliche Einschränkungen in Bezug auf Haupt- und Zweitwohnungen sind auch für die 

Maßnahmen zur energetischen Sanierung vorgesehen. Das Haushaltsgesetz sieht für diese eine  

 



 

 
 

 

Verminderung auf 50% für Maßnahmen auf der Hauptwohnung vor, die vom Eigentümer 

durchgeführt werden. Für die anderen Wohnungen gilt der verminderte Absetzbetrag von 36%. 

Für 2026 und 2027 werden die vorgenannten Steuerabsetzbeträge auf jeweils 36% 

(Hauptwohnung) und 30% (andere Wohnungen) gekürzt.  

Es bleibt der sogenannte „Möbel- oder Einrichtungsbonus“ für den Ankauf von Möbeln und 

Elektrohaushaltsgeräten, die im Zuge von ab 1. Jänner 2024 durchgeführten 

Wiedergewinnungsarbeiten erfolgen. Der Steuerbonus beträgt auch für 2025 50% bis zum 

Höchstbetrag von € 5.000.-. 

Der Steuerbonus für Arbeiten auf Gärten und Grünflächen wird hingegen für 2025 nicht mehr 

verlängert. Abgesehen von diesen verschiedenen Neuerungen und Einschränkungen ist für 

Steuerpflichtige mit einem Einkommen von mehr als € 75.000.- zusätzlich die unter obigem Punkt 

„Kürzung Steuerabsetzbeträge“ beschriebene Deckelung für die Steuerabsetzbeträge zu 

berücksichtigen, welche auch die Wiedergewinnungsarbeiten und die Arbeiten zur energetischen 

Sanierung betrifft. 

Aufwertung Baugrundstücke und Beteiligungen 

Die Möglichkeit der Aufwertung von Baugrundstücken und Beteiligungen wird als ständige 

Regelung vorgesehen. Es handelt sich um eine im Jahr 2001 eingeführte Maßnahme, welche 

immer wieder mit einigen Änderungen neu aufgelegt worden ist. Sie betrifft die natürlichen 

Personen, die nicht gewerblichen Körperschaften und die einfachen Gesellschaften. Die 

Ersatzsteuer wird auf 18% erhöht und ist auf den Schätzwert zum 1. Jänner des jeweiligen Jahres 

zu berechnen. Die Zahlung der Ersatzsteuer und das beeidete Gutachten sind jeweils bis 30. 

November vorzunehmen bzw. zu erstellen. 

Verminderung der Körperschaftssteuer 

Eine im Haushaltsgesetz 2025 enthaltenen Begünstigungen für die Unternehmen betrifft eine 

Reinvestitionsprämie, beschränkt für die Steuerperiode 2025, mit der Verminderung der 

Körperschaftssteuer IRES von 24 Prozent auf 20 Prozent. Die Begünstigung besteht in einer 

Verminderung des IRES-Satzes um vier Punkte der Steuergrundlage für 2025, wenn 80 Prozent 

der Gewinne 2024 einer eigenen Rücklage zugeführt, Neuinvestitionen in den Bereichen Industrie 

4.0 und Transition 5.0 durchgeführt werden und das Personal erhöht wird.  

Industrie 4.0 

Die Beihilfen für Industrie 4.0 werden für 2025 bestätigt (20 Prozent für Neuinvestitionen bis zu 

2,5 Millionen Euro). Neu ist allerdings eine gesamtstaatliche Deckelung von insgesamt 2,2 

Milliarden Euro und ein entsprechendes Meldeverfahren mit Voranmeldung und 



 

 
 

 

Abschlussmeldung.  

Ausgaben für Repräsentation und Reisekosten 

Ab 01.01.2025 sind die von Unternehmen und Freiberuflern getragenen Ausgaben für 

Repräsentation und Reisekosten nur mehr abzugsfähig, wenn die entsprechenden Zahlungen 

bargeldlos durchgeführt werden. Dies gilt auch für die Erstattung der Reisekosten an die 

Mitarbeiter. Diese Regelung gilt auch für die Berechnung der Wertschöpfungssteuer IRAP. 

Sachbezug Firmenwagen 

Die pauschale Berechnung des Sachbezuges für die Bereitstellung des Firmenwagens an die 

Arbeitnehmer wird für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor auf 50% der Kosten laut Aci-Tarif 

erhöht. Für Fahrzeuge mit Elektromotor oder mit Hybrid-Motor (Plug-in-Hybrid) wird der 

Sachbezug auf zehn bzw. zwanzig Prozent herabgesetzt. 

Steuerfreie Sachbezüge  

Die Schwelle der steuerfreien Sachbezüge von allgemein € 1.000.- und € 2.000.- im Falle von 

Arbeitnehmern mit steuerlich zu Lasten lebenden Kindern wird für die Jahre 2025 bis 2027 

bestätigt. 

Ersatzsteuer auf Leistungsprämien  

Die Ersatzsteuer von fünf Prozent für Leistungsprämien an unselbstständige Arbeitnehmer mit 

Lohneinkünften bis zu € 80.000.- wird nach den bislang geltenden Regeln auch für die Jahre 2025 

bis 2027 bestätigt.  

Beihilfe für Neuanstellungen 

Der Sonderabzug von 20% der Lohnkosten für unbefristete Neuanstellungen wird um drei Jahre 

verlängert, vorausgesetzt, es ergibt sich eine Erhöhung der Mitarbeiteranzahl.  

Besteuerung Kryptowährung 

Die Steuererhöhung für die Veräußerungsgewinne aus Kryptowährungen wird auf 2026 aufgeschoben und 

auf 33% festgesetzt. Gleichzeitig wird ab 2025 die Freigrenze für steuerfreie Veräußerungsgewinne von € 

2.000.- abgeschafft. Es wird weiters die Möglichkeit eingeführt, das Kryptovermögen zum 01. Jänner 2025 

durch Entrichten einer Ersatzsteuer von 18% auf den Marktwert aufzuwerten. 

Begünstigte Privatisierungen 

Für Gesellschaften wird die Bestimmung neu aufgelegt, nicht betrieblich genutzte Anlagegüter 

begünstigt an die Gesellschafter zuzuweisen oder abzutreten. Für Einzelunternehmen wird 

hingegen die Möglichkeit vorgesehen, betrieblich genutzte Liegenschaften begünstigt in das 

Privatvermögen des Unternehmers zu übertragen. 

 

 



 

 
 

 

Digitale Anschrift für Verwalter 

Für neu gegründete Gesellschaften besteht nunmehr für alle Verwalter die Pflicht, eine 

zertifizierte E-Mail-Adresse (PEC) anzumelden. 

 

Für eventuelle weitere Erläuterungen stehen Ihnen unsere Berater gerne zur Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Kanzlei König:Skocir:Kiem 


